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Verfahrensstand: Zustimmung zur Feststellung 

Stand: November 2018 

 
Verordnung 

über den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Ohlsdorf 28 

Vom ........................... 

 
Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 

3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bau-

leitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt 

geändert am 23. Januar 2018 (HmbGVBl. S. 19, 27), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen 

Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 

(HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 167), in Verbindung 

mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434), sowie §§ 1 

und 2 Absatz 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), 

zuletzt geändert am 23. Januar 2018 (HmbGVBl. S. 19, 27), wird verordnet: 

 

§ 1 

 

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Ohlsdorf 28 für den Geltungsbereich südlich der 

Straße Am Hasenberge zwischen Alsterlauf und der Straße Im Grünen Grunde (Bezirk 

Hamburg-Nord, Ortsteil 430) wird festgestellt.  

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

Alster - Am Hasenberge - Im Grünen Grunde - Süd- und Ostgrenzen des Flurstücks 1019, 

über das Flurstück 669 der Gemarkung Ohlsdorf. 

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die ihm beigege-

bene Begründung werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-

dergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim örtlich zuständigen Bezirk-

samt während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche 

Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-

ben werden. 
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2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetzbuchs aufgehoben, weil das 

mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zugelassene Vorhaben nicht innerhalb 

der darin nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs bestimmten Frist durchge-

führt wurde, oder weil der Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5 

Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass die Durchführung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans innerhalb der ge-

nannten Frist gefährdet ist, können keine Ansprüche geltend gemacht werden. Wird 

diese Verordnung aus anderen als den in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, 

kann unter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Voraussetzun-

gen Entschädigung verlangt werden. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-

keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 

erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermögensnachteile einge-

treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 

3. Unbeachtlich werden 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans und des Flächennutzungsplans und  

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des Abwä-

gungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter 

Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 

sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind. 
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§ 2 
 

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gelten nachstehende planungs-

rechtliche Vorschriften: 

 

1. In den allgemeinen Wohngebieten sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag 

verpflichtet. 

 

2. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächen-

zahl (GRZ) von 0,4 für Tiefgaragen und ihre Zufahrten, sowie Wege und die erforderlichen 

Nebenanlagen nach § 14 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S. 3787), bis zu einer GRZ von 0,7 zulässig. 

 

3. Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist eine Überschreitung der festgesetzten GRZ von 0,45 

für Tiefgaragen und ihre Zufahrten, sowie Wege und die erforderlichen Nebenanlagen nach 

§ 14 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. 

I S. 3787), bis zu einer GRZ von 0,95 zulässig. 

 

4. In den allgemeinen Wohngebieten ist eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe 

durch Treppenhäuser, Aufzugsüberfahrten und technische Aufbauten (zum Beispiel Haus- 

und Klimatechnik, Anlagen zur Nutzung von Solarenergie, etc.) bis zu einer Höhe von 2 m 

allgemein zulässig. Dach- und Technikaufbauten müssen, mit Ausnahme von Fahrstuhlüber-

fahrten und Dachausstiegen, mindestens 3 m hinter den Gebäudekanten zurückbleiben. 

 

5. In den allgemeinen Wohngebieten sind Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone bis 

2 m, durch Eingangserker bis 1,25 m und durch zum Hauptgebäude zugehörige ebenerdige 

Terrassen bis 3 m zulässig. 

 

6. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg zu 

verlangen, einen allgemein zugänglichen Geh- und Radweg anzulegen und zu unterhalten. 

Geringfügige Abweichungen von dem festgesetzten Gehrecht können zugelassen werden. 

 

7. In den allgemeinen Wohngebieten sind Stellplätze nur in Tiefgaragen zulässig. 

 

8. In den allgemeinen Wohngebieten ist durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie 

zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, 
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Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maß-

nahmen sicherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schallpe-

geldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei 

teilgeöffneten Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten wird. Erfolgt 

die bauliche Schallschutzmaßnahme in Form von verglasten Vorbauten, muss dieser Innen-

raumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht werden. Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-

Wohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. 

 

9. In den mit „(A)“ bezeichneten Bereichen der allgemeinen Wohngebiete sind Schlafräume zu 

den lärmabgewandten Gebäudeseiten zu orientieren. Wohn-/Schlafräume in Einzimmerwoh-

nungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. Ausnahmen sind zulässig, 

wenn durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Doppelfassaden, verglaste 

Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen 

oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sichergestellt wird, dass durch diese bauli-

chen Maßnahmen insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass 

in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilgeöffneten Fenstern von 30 dB(A) während der 

Nachtzeit nicht überschritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaßnahme in Form von 

verglasten Vorbauten, muss dieser Innenraumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht wer-

den. 

 

10. Für einen Außenbereich einer Wohnung ist entweder durch Orientierung an lärmabgewand-

ten Gebäudeseiten oder durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel verglaste 

Vorbauten mit teilgeöffneten Bauteilen sicherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnah-

men insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in dem der 

Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tagpegel von kleiner 65 dB(A) erreicht wird. 

 

11. In den allgemeinen Wohngebieten ist der Erschütterungsschutz für die mit „(B)“ gekennzeich-

neten Gebäude durch bauliche oder technische Maßnahmen (zum Beispiel an Wänden, De-

cken und Fundamenten) so sicherzustellen, dass die Anhaltswerte der DIN 4150 (Erschütte-

rungen im Bauwesen), Teil 2 (Einwirkung auf Menschen in Gebäuden), Tabelle 1, Zeile 4 

(Wohngebiete nach Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3787)) eingehalten werden. Zusätzlich ist durch die baulichen und techni-

schen Maßnahmen zu gewährleisten, dass der sekundäre Luftschall die Immissionsricht-

werte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998 (Gemeinsa-

mes Ministerialblatt S. 503), geändert am 1. Juni 2017 (Bauz. AT 8.06.17 B5) Abschnitt 6.2, 

nicht überschreitet. 
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12.  In dem mit „(C)“ bezeichneten Bereich wird ein Geländeniveau von 11,45 m über Normalhö-

hennull (NHN) festgesetzt. Ausnahmsweise können partielle Unter- oder Überschreitungen 

zu gestalterischen oder funktionalen Zwecken, zum Beispiel aus Gründen der Entwässerung, 

zugelassen werden. 

 

13. Für den mit einem Erhaltungsgebot festgesetzten Einzelbaum ist bei Abgang eine Ersatz-

pflanzung mit der gleichen Baumart vorzunehmen. Eine geringfügige Abweichung von dem 

festgesetzten Baumstandort kann zugelassen werden. Außerhalb von öffentlichen Straßen-

verkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich festgesetz-

ter Bäume unzulässig. 

 
14. Für die festgesetzte Fläche zum Erhalt und zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so durchzuführen, dass der Charakter und die Funktion 

des Gehölzgürtels erhalten bleibt. Die Fläche darf für das nach Nummer 6 festgesetzte Geh-

recht unterbrochen werden. 

 

15. Für festgesetzte Baum-, Strauch- und Heckenpflanzungen sind standortgerechte, einheimi-

sche Laubgehölze zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. Anzupflanzende Bäume müssen 

einen Stammumfang von mindestens 20 cm in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, 

aufweisen. Für Strauchpflanzungen sind mindestens dreifach verpflanzte Sträucher, Pflanz-

größe mindestens 100 cm, und für Heckenpflanzungen sind mindestens zweifach verpflanzte 

Heckenpflanzen mit Ballen, Pflanzgröße mindestens 100 cm, mit mindestens vier Pflanzen 

je Heckenmeter zu verwenden. 

 

16. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind mindestens 21 Bäume und im allgemeinen Wohnge-

biet WA 2 sind mindestens 4 Bäume anzupflanzen. 

 

17. In den allgemeinen Wohngebieten sind Hecken zur Einfassung der Erdgeschossgärten und 

ebenerdiger Dauerstandplätze für Abfallbehälter außerhalb von Gebäuden anzupflanzen. 

 

18. In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind jeweils mindestens 60 vom Hundert 

der Dachflächen mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu 

versehen und dauerhaft zu begrünen. 

 

19. Nicht überbaute Flächen auf Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken durch-

wurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Soweit Gehölzanpflanzungen 

vorgenommen werden, muss der durchwurzelbare Substrataufbau für Hecken und Sträucher 
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mindestens 60 cm und für Bäume auf einer Fläche von mindestens 12 m2 je Baum mindes-

tens 100 cm betragen. 

 

20. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahrwege sowie Terrassen in wasser- 

und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 

 

21. Bauliche und technische Maßnahmen, wie zum Beispiel Drainagen, die zu einer dauerhaften 

Absenkung des vegetationsverfügbaren Grund- und Stauwasserspiegels führen, sind unzu-

lässig. Sofern Kasematten (Licht- und Lüftungsschächte unter Gelände) in den Grund- oder 

Stauwasserspiegel eingreifen, ist deren Entwässerung nur in einem geschlossenen Leitungs-
system zulässig. 
 

22. Innerhalb des Vorhabengebiets sind an vorhandenen Bäumen an geeigneten Stellen zwei 

Nistkästen für Nischenbrüter und zwei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter sowie drei Fleder-

mauskästen anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. 

 

 

§ 3 
 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. 

 

 

 

 

 


